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Das Vertrauen der Europäer in ihre Regierungen und in die EU 
hat durch die Coronakrise stark gelitten. Die finanziellen Sorgen 
haben zugenommen. Besonders betro!en sind Menschen, de-
nen es schon vorher nicht gut ging. Das ist das Ergebnis einer 
Studie von Eurofound, der Europäischen Stiftung zur Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen. Die Krise habe die 
bestehenden wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten ver-
schärft, heißt es in der Analyse. 

Grundlage der Untersuchung waren Online-Befragungen zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten der Coronakrise, zuletzt im Feb-
ruar und März 2021. Insgesamt haben sich fast 200 000 EU-Bür-
ger beteiligt. Die Daten wurden so gewichtet, dass sie das de-
mografische Profil in Bezug auf Alter, Geschlecht und Bildung 
jedes Mitgliedsstaats und der gesamten EU widerspiegeln.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Zufriedenheit mit staatli-
chen Hilfsmaßnahmen im Verlauf der Krise deutlich zurückge-
gangen ist. Europaweit sagten zuletzt nur noch 12 Prozent der 
Menschen, dass sie die Maßnahmen für „fair“ halten, vergli-
chen mit 22 Prozent im Sommer 2020. In Deutschland fiel der 
Anteil von 24,5 Prozent auf rund 10 Prozent. Die höchsten Zu-
stimmungswerte gab es in Irland, wo zuletzt knapp 40 Prozent 
die Unterstützung als fair bezeichneten, im Sommer des ver-
gangenen Jahres waren es dort knapp 50 Prozent. 

Bei denjenigen, die sich bereits in einer prekären Situati-
on befanden, hätten die Schwierigkeiten „erheblich zugenom-
men“, heißt es in der Analyse. Im Frühjahr 2021 gaben 26 Pro-
zent der Menschen an, ihre finanzielle Situation habe sich in 
den vergangenen drei Monaten verschlechtert; in Deutschland 
waren es rund 23 Prozent. Die Sorge, in nächster Zeit ihren Job 
zu verlieren, äußerten europaweit circa 9 Prozent, in Deutsch-
land 5 Prozent. 

Das psychische Wohl-
befinden der Menschen hat 
über alle Altersgruppen hin-
weg den niedrigsten Stand 
seit Ausbruch der Pandemie 
vor über einem Jahr erreicht, 
insbesondere bei Jüngeren 
und bei denjenigen, die in der 
Krise ihren Arbeitsplatz ver-
loren haben. Von den 18- bis 
24-Jährigen gaben im Früh-
jahr 2021 knapp 22 Prozent 
an, dass sie sich häufig de-
primiert fühlen, im Sommer 
2020 lag der Anteil gut 9 Pro-
zentpunkte niedriger. Beson-
ders schlecht ging es den 
Griechen, am besten den Dä-
nen. In Deutschland fielen 
die Werte ähnlich hoch aus 
wie im EU-Schnitt. 

EUROPA

Den Zusammenhalt stärken
Die Coronakrise hat bestehende Ungleichheiten in der EU verschärft. Um das Vertrauen der 
Menschen zurückzugewinnen, muss Europa sozialer werden.

Die europäische Bevölkerung zeige „Anzeichen extremer 
Müdigkeit“, schreiben die Eurofound-Experten. Infolgedes-
sen habe das Vertrauen in nationale und europäische Insti- 
tutionen erheblich abgenommen, was den sozialen Zusam-
menhalt aufs Spiel setze. Auf einer Skala von 1 bis 10 be-
werteten die Europäer ihre Regierungen zuletzt im Schnitt 
mit 3,9, im Sommer 2020 noch mit 4,6. Das Vertrauen in die 
EU lag im Durchschnitt aller EU-Bürger bei 4,6, im Sommer 
2020 hatte der Wert noch bei 5,1 gelegen.

Das größte Vertrauen in ihre Regierung hatten im Frühjahr 
2021 die Dänen mit einem Wert von 7, das geringste die Po-
len mit 2,1. Die Deutschen bewerteten die Bundesregierung im 
Schnitt mit 4,3. Besonders drastisch fiel der Vertrauensverlust 
in Österreich aus: von 6,3 im Frühjahr 2020 über 5,4 im Som-
mer 2020 bis auf 3,6 im Frühjahr 2021. 

Die Europäische Kommission und die EU-Mitgliedstaaten 
hätten zwar wichtige Initiativen umgesetzt, um die Auswirkun-
gen der Pandemie zu mildern, unter anderem den EU-Wieder-
aufbaufonds. Das reiche jedoch noch nicht aus, so die Autoren. 
Notwendig sei ein „ganzheitlicher Ansatz“ zur Unterstützung al-
ler Gruppen, die von der Krise schwer getro!en wurden. Um 
Vertrauen zurückzugewinnen und den Menschen ein besse-
res Leben zu ermöglichen, müsse Europa sozialer und grüner 
werden. Wenn es nicht gelinge, wirtschaftliche und soziale Un-
gleichheiten zu verringern, bestehe die Gefahr, dass „das ohne-
hin schwache Vertrauen der Europäer in ihre Institutionen noch 
mehr untergraben wird“.<

Quelle: Daphne Ahrendt u.a.: Living, working and COVID-19, Mental health and trust decline 
across EU as pandemic enters another year, Eurofound, Mai 2021 Link zur Studie

Belgien22,9 % 3,7
Bulgarien 2,741,5 %
Dänemark 79,3 %

Deutschland 4,323,3 %
Finnland 6,320,9 %

Frankreich 3,723,6 %
Griechenland 3,339,2 %

Irland 4,818,1 %
Italien 4,223,5 %

Niederlande 4,619,2 %
Österreich 3,623,7 %

Polen 2,135,5 %
Portugal 531,3 %

Rumänien 3,430,7 %
Schweden 5,114 %
Slowakei 339,3 %
Spanien 4,126,3 %

Tschechien 2,922,3 %
Ungarn 336,1 %

Europa: Große Sorgen, schwaches Vertrauen
Dass sich ihre finanzielle Situation in den vergangenen 
drei Monaten verschlechtert hat, sagen in ...

So bewerten Menschen das Vertrauen in die eigene 
Regierung auf einer Skala von 1 bis 10 im Schnitt in ...

Befragung von Personen ab 18 Jahren im Februar/März 2021; Quelle: Eurofound 2021

https://www.eurofound.europa.eu/publications/report/2021/living-working-and-covid-19-update-april-2021

